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Kleine Anfrage

der Abgeordneten Cotta und Dr. Lauerwald (AfD)
und

Antwort

des Thiiringer Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie

Arztliche Approbationen trotz moglicher Berufsverbote im Ausland — Priif- und Voll-
zugspraxis, Informationsdefizite und Patientenschutz in Thiiringen — Teil |

Im Rahmen der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 8/1569 ,Arztliche Approbationen trotz
Berufsverbots im Ausland — Priifpraxis und Schutzliicken in Thiringen* (Drucksache 8/2568) wurde aus-
geflihrt, dass die Erteilung der Approbation auf Grundlage der vorgelegten Nachweise sowie der im Ver-
fahren verfigbaren Informationen erfolgt. Zugleich wird deutlich, dass Informationen Uber berufsrechtliche
MaRBnahmen wie Berufsverbote oder Disziplinarentscheidungen aus dem Ausland nicht in jedem Fall voll-
standig oder systematisch verfiigbar sind.

Vor diesem Hintergrund stellen sich Fragen zur konkreten Ausgestaltung der Priif- und Vollzugspraxis in
Thuringen sowie zu den landesrechtlichen Handlungsmoglichkeiten zur Starkung des Patientenschutzes
im Rahmen der bestehenden bundesrechtlichen Vorgaben.

Das Thiiringer Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie hat die Kleine Anfrage 8/2755
vom 18. Juni 2026 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 4. August 2026 beantwortet:

1. Nach welchen konkreten landesinternen Verfahrensstandards erfolgt in Thiringen die Prifung der per-
sonlichen Zuverlassigkeit im Rahmen der Erteilung einer arztlichen Approbation an Bewerber mit aus-
landischer Qualifikation?

Antwort:
Die Verfahrensstandards werden durch bundesgesetzliche Regelungen einheitlich vorgegeben. Dari-
ber hinausgehende landesinterne Standards bestehen nicht.

Antragsteller, die die Approbation aufgrund einer auRerhalb des Geltungsbereiches der Bundesarzteord-
nung abgeschlossenen Ausbildung fiir die Austibung des arztlichen Berufs beantragen, haben nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Bundesarzteordnung im Rahmen des Approbationsverfahrens nachzuweisen,
dass sie sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht haben, aus dem sich eine Unwiirdigkeit oder Un-
zuverlassigkeit zur Austibung des arztlichen Berufes ergibt. Die Priifung erfolgt auf Grundlage der nach
§ 3 Abs. 6 der Bundesarzteordnung vorzulegenden Unterlagen.

Hinsichtlich der Prifschritte wird auf die Antwort zur Frage 2 der Kleinen Anfrage 8/1569 in der Druck-
sache 8/2568 verwiesen.
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2. Welche (ber die bundesrechtlichen Mindestanforderungen hinausgehenden landesinternen Vorgaben
bestehen zur Priifung der Echtheit, Vollstandigkeit und Verifizierbarkeit auslandischer Ausbildungs- und
Berufsnachweise?

Antwort:

Uber die bundesrechtlichen Mindestanforderungen hinausgehende landesinterne Vorgaben zur Priifung
der Echtheit, Vollstadndigkeit und Verifizierbarkeit auslandischer Ausbildungs- und Berufsnachweise be-
stehen nicht. Im Ubrigen wird auf die Antwort zur Frage 1 verwiesen.

3. In welchem Umfang erfolgen in Thiringen im Approbationsverfahren eigenstandige Ermittlungen des
Landesverwaltungsamts zur beruflichen Vorgeschichte der Antragsteller, insbesondere hinsichtlich mdg-
licher berufsrechtlicher Sanktionen im Ausland?

Antwort:
Das Landesverwaltungsamt fiihrt keine eigenstandigen Ermittlungen zur beruflichen Vorgeschichte von
Antragstellern durch. Im Ubrigen wird auf die Antwort zur Frage 1 verwiesen.

4. Wird in Thiringen die Prifung moglicher Berufsverbote oder vergleichbarer Maflnahmen im Ausland
systematisch in jedem Verfahren durchgefiihrt oder nur anlassbezogen bei konkreten Hinweisen?

Antwort:

Das Landesverwaltungsamt pruft als zustandige Anerkennungsbehdrde gemaf § 3 Abs. 1 Nr. 2 der Bun-
desarzteordnung systematisch in jedem Anerkennungsverfahren, ob sich der Antragsteller eines Ver-
haltens schuldig gemacht hat, aus dem sich seine Unwdurdigkeit oder Unzuverlassigkeit zur Ausiibung
des arztlichen Berufs ergibt. Dies schlief3t auch die Prufung von Berufsverboten oder dhnlichen Mal3-
nahmen ein.

5. Gibt es in Thuringen ein standardisiertes, risikoorientiertes Prifschema fur Antrage aus Staaten mit ein-
geschrankter Datenverfiigbarkeit oder besonderen berufsrechtlichen Risiken?

Antwort:

In Thiringen werden alle Antragsteller nach den Anforderungen gemaR § 3 der Bundesarzteordnung
behandelt. Die im Anerkennungsverfahren gemaf § 3 Abs. 6 der Bundesarzteordnung vorzulegenden
Unterlagen sind zwingend einzureichen. Bei Warnhinweisen des Auswartigen Amts oder individuellen
Auffalligkeiten wird eine Echtheitspriifung der eingereichten Nachweise bei der Gutachtenstelle fur Ge-
sundheitsberufe bei der Zentralstelle fir auslandisches Bildungswesen im Sekretariat der Standigen Kon-
ferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik Deutschland veranlasst.

6. Welche Kriterien werden in Thirringen herangezogen, um im Einzelfall eine vertiefte oder erweiterte Pri-
fung der Zuverlassigkeit zu veranlassen?

Antwort:

Eine Prufung der beruflichen Zuverlassigkeit erfolgt grundsatzlich auf Grundlage der nach § 3 Abs. 6
Nr. 3 der Bundesarzteordnung vorzulegenden Unterlagen und Bescheinigungen. Eine darlber hinaus-
gehende Priifung erfolgt anlassbezogen bei Anzeigen oder Hinweisen Dritter, wie beispielsweise von
Privatpersonen, Institutionen und Amtern oder Kliniken.

7. In wie vielen Fallen wurden in Thiringen Approbationsverfahren in den letzten finf Jahren aufgrund un-
geklarter oder nicht verifizierbarer Angaben zur beruflichen Zuverlassigkeit verlangert, ausgesetzt oder
abgelehnt?

Antwort:
In den Jahren 2021 bis 2025 wurden keine Antrage wegen ungeklarter oder nicht verifizierbarer Anga-
ben zur beruflichen Zuverlassigkeit abgelehnt.
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8. Welche konkreten landesrechtlich organisierten MaRnahmen bestehen in Thiiringen zur Uberwachung
der Berufsausiibung von Arztinnen und Arzten in den ersten Jahren nach Erteilung der Approbation?

Antwort:

Das Thuringer Heilberufegesetz (ThirHeilBG) legt in seinem § 2 die verpflichtende Mitgliedschaft aller
Arzte in der Landesarztekammer fest, die in Thiiringen ihren Beruf ausiiben oder, falls sie ihren Beruf
nicht austiben, dort ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben. Jeder Kammerangehdrige hat sich binnen ei-
nes Monats, bei voriibergehender Berufsausibung binnen funf Tagen, nach Aufnahme der beruflichen
Tatigkeit unter Vorlage seiner Berechtigungsnachweise bei der zustadndigen Kammer und dem zustan-
digen Gesundheitsamt anzumelden sowie die Beendigung seiner Berufsaustibung und den Wohnsitz-
und Niederlassungswechsel anzuzeigen.

Die Landesarztekammer Thuringen hat gemafl § 5 Abs. 1 Nr. 1 ThirHeilBG die Aufgabe, die Erflllung
der Berufspflichten der Kammerangehérigen zu Uberwachen und kann entsprechende MalRnahmen nach
den §§ 46a fortfolgende ThirHeilBG einleiten.

9. Welche Rolle spielen dabei die Korperschaft des 6ffentlichen Rechts Landesarztekammer Thiringen,
die Gesundheitsamter sowie weitere Aufsichts- und Beschwerdestellen konkret im Verfahren der Risi-
koerkennung?

Antwort:

Die Landeséarztekammer Thiringen ist, wie in der Beantwortung zur Frage 8 dargestellt, fiir die Uber-
wachung der Berufspflichten aller Arztinnen und Arzte in Thilringen zustéandig und kann entsprechende
MafRnahmen nach den §§ 46a fortfolgende ThirHeilBG einleiten. In ihrer Funktion als Berufsaufsicht ist
die Landesarztekammer Thiringen neben dem Landesverwaltungsamt als approbationsrechtliche Auf-
sichtsbehérde hauptsachlicher Empfanger von Beschwerden (iber Arztinnen und Arzte.

Die genannten Stellen stehen zusammen mit der Kassenarztlichen Vereinigung Thiringen in intensivem
Austausch Uber laufende oder einzuleitende Uberpriifungs- und Sanktionsverfahren. Gesundheitsam-
ter, das Landesamt flir Verbraucherschutz, Staatsanwaltschaften und Polizeibehorden tibermitteln eben-
falls im Rahmen ihrer gesetzlichen Verpflichtung, beispielsweise nach der Anordnung tber Mitteilungen
in Strafsachen, regelmaRig gegebenenfalls prifungsrelevante Sachverhalte.

Schenk
Ministerin



	Ärztliche Approbationen trotz möglicher Berufsverbote im Ausland – Prüf- und Vollzugspraxis, Informationsdefizite und Patientenschutz in Thüringen – Teil I
	1.	Nach welchen konkreten landesinternen Verfahrensstandards erfolgt in Thüringen die Prüfung der persönlichen Zuverlässigkeit im Rahmen der Erteilung einer ärztlichen Approbation an Bewerber mit ausländischer Qualifikation?
	2.	Welche über die bundesrechtlichen Mindestanforderungen hinausgehenden landesinternen Vorgaben bestehen zur Prüfung der Echtheit, Vollständigkeit und Verifizierbarkeit ausländischer Ausbildungs- und Berufsnachweise?
	3.	In welchem Umfang erfolgen in Thüringen im Approbationsverfahren eigenständige Ermittlungen des Landesverwaltungsamts zur beruflichen Vorgeschichte der Antragsteller, insbesondere hinsichtlich möglicher berufsrechtlicher Sanktionen im Ausland?
	4.	Wird in Thüringen die Prüfung möglicher Berufsverbote oder vergleichbarer Maßnahmen im Ausland systematisch in jedem Verfahren durchgeführt oder nur anlassbezogen bei konkreten Hinweisen?
	5.	Gibt es in Thüringen ein standardisiertes, risikoorientiertes Prüfschema für Anträge aus Staaten mit eingeschränkter Datenverfügbarkeit oder besonderen berufsrechtlichen Risiken?
	6.	Welche Kriterien werden in Thüringen herangezogen, um im Einzelfall eine vertiefte oder erweiterte Prüfung der Zuverlässigkeit zu veranlassen?
	7.	In wie vielen Fällen wurden in Thüringen Approbationsverfahren in den letzten fünf Jahren aufgrund ungeklärter oder nicht verifizierbarer Angaben zur beruflichen Zuverlässigkeit verlängert, ausgesetzt oder abgelehnt?
	8.	Welche konkreten landesrechtlich organisierten Maßnahmen bestehen in Thüringen zur Überwachung der Berufsausübung von Ärztinnen und Ärzten in den ersten Jahren nach Erteilung der Approbation?
	9.	Welche Rolle spielen dabei die Körperschaft des öffentlichen Rechts Landesärztekammer Thüringen, die Gesundheitsämter sowie weitere Aufsichts- und Beschwerdestellen konkret im Verfahren der Risikoerkennung?


